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Geinderter Vorschlag fiir eine
RICHTLINIE DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
iiber Mindestvorschriften zur Erh6hung der Mobilitit von Arbeitnehmern zwischen den
Mitgliedstaaten durch Verbesserung der Begriindung und Wahrung von
Zusatzrentenanspriichen
(Text von Bedeutung fiir den EWR)
DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag {iber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 46,

auf Vorschlag der Europiischen Kommission',

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses?,

gemél dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

! ABL C[...]vom[...],S. [...].
2 ABLC[...]vom[...],S. [...].
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(1) Die Freiziigigkeit ist eine der von der Europdischen Union garantierten Grundfreiheiten. Nach
Artikel 46 des Vertrags tliber die Arbeitsweise der Europédischen Union (AEUV) treffen das
Européische Parlament und der Rat gemif3 dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren und
nach Anhorung des Wirtschafts- und Sozialausschusses durch Richtlinien alle erforderlichen
MaBnahmen, um die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer im Sinne des Artikels 45 AEUV herzu-
stellen. Nach Artikel 45 AEUV gibt die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer den Arbeitnehmern
das Recht, sich um angebotene Stellen zu bewerben und "sich zu diesem Zweck im Hoheits-
gebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen". Diese Richtlinie fordert die Mobilitdt von
Arbeitnehmern, indem sie die Mobilitdtshindernisse abbaut, die durch einige Vorschriften der

an ein Beschiftigungsverhéltnis gekoppelten Zusatzrentensysteme entstanden sind.

(2) Die Alterssicherung der Arbeitnehmer wird durch die gesetzliche Rentenversicherung
gewihrleistet, ergdnzt durch die an das Beschiftigungsverhiltnis gekoppelten Zusatzrenten-

systeme, die in den Mitgliedstaaten immer mehr an Bedeutung gewinnen.

(3) Der Rat verfiigt liber einen groen Ermessensspielraum bei der Wahl der MaBnahmen zur
Verwirklichung der Ziele des Artikels 46 AEUV. Das Koordinierungssystem gemal3 der
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme
der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbsténdige sowie deren Familienangehorige,
die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern®, und der Verordnung (EG) Nr. 883/2004
des Europidischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Sys-
teme der sozialen Sicherheit* und insbesondere die Bestimmungen zur Zusammenrechnung
der Versicherungszeiten gelten nicht fiir die Zusatzrentensysteme, ausgenommen die Systeme,
die Gegenstand von "Rechtsvorschriften" im Sinne dieser Verordnungen oder auf der Grund-
lage dieser Verordnungen Gegenstand einer entsprechenden Erklérung eines Mitgliedstaats

sind.

3 ABIL L 149 vom 5.7.1971, S. 2. Zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 1992/2006
des Europdischen Parlaments und des Rates (ABIl. L 392 vom 30.12.2006, S. 1).
*  ABL L 166 vom 30.4.2004, S. 1.
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4)

)

(6)

(7

®)

©)

Die Richtlinie 98/49/EG des Rates vom 29. Juni 1998 zur Wahrung ergénzender Renten-
anspriiche von Arbeitnehmern und Selbststindigen, die innerhalb der Europdischen Gemein-
schaft zu- und abwandern®, ist eine erste spezifische MaBnahme, die darauf abzielt, die Aus-
tibung des Rechts der Arbeitnehmer auf Freiziigigkeit im Bereich der Zusatzrentensysteme zu

erleichtern.

Ziel dieser Richtlinie ist es, die Mobilitit von Arbeitnehmern zwischen den Mitgliedstaaten zu
erleichtern, indem die Moglichkeiten fiir Versorgungsanwirter zum Erwerb und zur Wahrung

von Zusatzrentenanspriichen verbessert werden.

Diese Richtlinie gilt nicht fiir den Erwerb und die Wahrung von Zusatzrentenanspriichen von
Arbeitnehmern, die innerhalb eines einzigen Mitgliedstaats zu- und abwandern. Die Mitglied-
staaten konnen es in Betracht ziehen, von ihren nationalen Befugnissen Gebrauch zu machen,
um die gemiB dieser Richtlinie anwendbaren Regelungen auf Versorgungsanwérter auszu-

dehnen, die innerhalb eines einzigen Mitgliedstaats den Arbeitgeber wechseln.

Ein Mitgliedstaat kann verlangen, dass ausscheidende Arbeitnehmer, die in einen anderen

Mitgliedstaat abwandern, ihre Zusatzrentensysteme entsprechend angeben.

Der Beschaffenheit und dem besonderen Charakter der Zusatzrentensysteme und den diesbe-
zliglichen Unterschieden innerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten und zwischen ihnen sollte
Rechnung getragen werden. Die Einfiihrung neuer Systeme, die Tragfahigkeit bestehender
Systeme sowie die Erwartungen und Rechte der derzeitigen Versorgungsanwarter sollten
angemessen geschiitzt werden. Insbesondere sollte diese Richtlinie der Rolle der Sozialpartner

bei der Gestaltung und Anwendung der Zusatzrentensysteme Rechnung tragen.

Durch diese Richtlinie wird das Recht der Mitgliedstaaten, ihre Altersversorgungssysteme
nach eigenem Gutdiinken zu gestalten, nicht in Frage gestellt. Die Mitgliedstaaten bleiben
uneingeschrinkt fiir die Organisation dieser Systeme zustdndig und sind im Zuge der Umset-
zung dieser Richtlinie deshalb nicht verpflichtet, Rechtsvorschriften zur Einfiihrung von

Zusatzrentensystemen zu erlassen.

ABI. L 209 vom 25.7.1998, S. 46.
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(10)

(In

(12)

(13)

(14)

Diese Richtlinie begrenzt nicht die Autonomie der Sozialpartner in Fillen, in denen sie fiir die
Einrichtung und Verwaltung von Altersversorgungssystemen zustindig sind, sofern sie die

durch die Richtlinie vorgeschriebenen Ergebnisse sicherstellen konnen.

Diese Richtlinie sollte fiir alle nach einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten
eingerichteten Zusatzrentensysteme gelten, die Zusatzrentenleistungen fiir Arbeitnehmer
bieten, beispielsweise Gruppenversicherungsvertrige oder branchenweit oder sektoral verein-
barte, nach dem Umlageverfahren finanzierte Systeme, kapitalisierte Systeme oder Renten-
versprechen auf der Grundlage von Pensionsriickstellungen der Unternehmen oder tarifliche

oder sonstige vergleichbare Regelungen.

Diese Richtlinie sollte nicht fiir Zusatzrentensysteme bzw. gegebenenfalls fiir Teilbereiche
solcher Systeme gelten, die geschlossen wurden, so dass keine neuen Mitglieder mehr auf-
genommen werden, weil die Einfiihrung neuer Regelungen fiir diese Systeme eine ungerecht-

fertigte Belastung bedeuten wiirde.

Diese Richtlinie sollte keine Insolvenzschutz- oder Ausgleichsregelungen beriihren, die nicht
zu den an ein Beschiftigungsverhiltnis gekoppelten Zusatzrentensystemen zidhlen und deren
Ziel es ist, die Rentenanspriiche von Arbeitnehmern bei Insolvenz des Unternehmens oder des
Rentensystems zu schiitzen. Desgleichen sollte diese Richtlinie einzelstaatliche Pensions-

reservefonds unberiihrt lassen.

Diese Richtlinie findet nur auf die Zusatzrentensysteme Anwendung, die sich aus einem
Beschiftigungsverhéltnis ergeben und je nach Vorschrift im jeweiligen Rentensystem oder im
einzelstaatlichen Recht auf der Erreichung des Rentenalters oder der Erfiillung anderer
Voraussetzungen basieren. Diese Richtlinie gilt nur fiir individuelle Versorgungsregelungen,
die im Rahmen eines Beschiftigungsverhéltnisses vereinbart wurden. Sind Leistungen der
Invaliditits- und Hinterbliebenenversorgung mit Zusatzrentensystemen verbunden, so kann
der Anspruch auf solche Leistungen Sonderregelungen unterliegen; diese Richtlinie bertihrt
nicht die geltenden nationalen Rechtsvorschriften und Regeln der Zusatzrentensysteme in

Bezug auf diese Sonderregelungen.
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(15) Eine einmalige Zahlung, die nicht mit den zum Zwecke der zusétzlichen Altersversorgung
geleisteten Beitrdgen in Zusammenhang steht, unmittelbar oder mittelbar am Ende eines
Beschiftigungsverhéltnisses gezahlt und ausschlielich vom Arbeitgeber finanziert wird,

sollte nicht als Zusatzrente im Sinne dieser Richtlinie gelten.

(16) Da die zusitzliche Altersversorgung in vielen Mitgliedstaaten immer mehr an Bedeutung fiir
die Sicherung des Lebensstandards im Alter gewinnt, sollten die Bedingungen fiir den Erwerb
und die Wahrung von Rentenanspriichen im Interesse des Abbaus von Hindernissen, die der
Freiziigigkeit der Arbeitnehmer zwischen den Mitgliedstaaten entgegenstehen, verbessert

werden.

(17) Die Tatsache, dass in einigen Zusatzrentensystemen Rentenanspriiche verfallen kdnnen, wenn
das Beschiftigungsverhiltnis eines Arbeitnehmers endet, bevor dieser den Mindestzeitraum
der Zugehorigkeit zu dem betreffenden System (Unverfallbarkeitsfrist) oder ein bestimmtes
Mindestalter (Unverfallbarkeitsalter) erreicht hat, kann mobilen Arbeitnehmern den Erwerb
angemessener Rentenanspriiche unmoglich machen; eine vergleichbare Wirkung haben lange
Wartezeiten, die als Voraussetzung fiir die Zugehorigkeit zu einem Rentensystem festgelegt
werden. Derartige Bedingungen stellen deshalb Hemmnisse fiir die Freiziigigkeit der Arbeit-
nehmer dar. Wird die Zugehorigkeit zu einem Rentensystem hingegen an das Erreichen eines
Mindestalters gekniipft, so stellt diese Voraussetzung kein Hindernis fiir die Ausiibung des

Rechts auf Freiziigigkeit dar und wird daher auch nicht durch diese Richtlinie geregelt.

(18) Die Unverfallbarkeitsbedingungen sollten nicht anderen Bedingungen fiir den Erwerb eines
Anspruchs auf Zahlung einer Rente gleichgestellt werden, die nach einzelstaatlichem Recht
oder nach den Regeln bestimmter Zusatzrentensysteme (insbesondere beitragsorientierte
Systeme) in Bezug auf die Auszahlungsphase festgelegt sind. Beispielsweise stellt der Zeit-
raum der aktiven Zugehorigkeit zu einem System, den ein Mitglied nach dem Erwerb des
Anspruchs auf eine Zusatzrente erreichen muss, um die Rente in Form einer Leibrente oder

einer Kapitalauszahlung beantragen zu kdnnen, keine Unverfallbarkeitsfrist dar.
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(19)

(20)

@2y

(22)

Hat ein ausscheidender Arbeitnehmer zum Zeitpunkt der Beendigung seines Beschiftigungs-
verhéltnisses noch keine unverfallbaren Rentenanwartschaften erworben und trigt das
Rentensystem oder der Arbeitgeber das Anlagerisiko (insbesondere bei leistungsorientierten
Systemen), so sollte das System die vom ausscheidenden Arbeitnehmer eingezahlten Beitrége
stets erstatten. Hat ein ausscheidender Arbeitnehmer zum Zeitpunkt der Beendigung seines
Beschiftigungsverhiltnisses noch keine unverfallbaren Rentenanwartschaften erworben und
tragt der ausscheidende Arbeitnehmer das Anlagerisiko (insbesondere bei Systemen mit fester
Beitragszusage), so kann das System den aus den Beitrdgen erwachsenden Anlagewert
erstatten. Der Anlagewert kann hoher oder niedriger sein als die vom ausscheidenden Arbeit-
nehmer gezahlten Beitrdge. Alternativ dazu kann das System die Summe der Beitriage

erstatten.

Ausscheidende Arbeitnehmer sollten das Recht haben, thre unverfallbaren Rentenanwart-
schaften als ruhende Anwartschaften in dem Zusatzrentensystem, in dem die Anwartschaft
begriindet wurde, zu belassen. Was die Wahrung ruhender Rentenanspriiche anbelangt, so
kann der Schutz als gleichwertig gelten, wenn insbesondere im Kontext eines beitragsorien-
tierten Systems den ausscheidenden Arbeitnehmern die Méglichkeit einer Ubertragung des
Wertes ihrer unverfallbaren Rentenanwartschaften auf ein Zusatzrentensystem geboten wird,

das die Bedingungen von Artikel 5 Absatz 1 erfiillt.

Im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten sollten Mal3-
nahmen getroffen werden, um den Erhalt der ruhenden Anwartschaften oder des Wertes
dieser ruhenden Anwartschaften sicherzustellen. Der Wert der Anwartschaften zum Zeitpunkt
des Ausscheidens des Mitglieds aus dem System sollte nach den einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften und Gepflogenheiten ermittelt werden. Wird der Wert der ruhenden Anwartschaften
angepasst, so sollte den Besonderheiten des Systems, den Interessen der ausgeschiedenen
Versorgungsanwarter, den Interessen der im System verbleibenden aktiven Versorgungs-
anwérter sowie den Interessen der im Ruhestand befindlichen Leistungsempfianger Rechnung

getragen werden.

Diese Richtlinie begriindet keine Verpflichtung, fiir ruhende Anwartschaften giinstigere

Bedingungen festzulegen als fiir die Anwartschaften aktiver Versorgungsanwirter.
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(23)

24)

(25)

(26)

Wenn die unverfallbaren Rentenanwartschaften oder der Wert der unverfallbaren Rentenan-
wartschaften eines ausscheidenden Arbeitnehmers einen vom betreffenden Mitgliedstaat fest-
gelegten Schwellenbetrag nicht tiberschreiten, so kann den Rentensystemen die Mdglichkeit
eingerdumt werden, diese unverfallbaren Rentenanwartschaften nicht zu erhalten, sondern in
Hohe ihres Kapitalwertes an den ausscheidenden Arbeitnehmer auszuzahlen, damit durch die
Verwaltung einer groflen Zahl von ruhenden Anwartschaften von geringem Wert keine iiber-
mifBigen Verwaltungskosten entstehen. Gegebenenfalls wird der Ubertragungswert oder die
Kapitalauszahlung gemif3 den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten fest-
gelegt. Die Mitgliedstaaten sollten gegebenenfalls einen Schwellenwert fiir solche Zahlungen
festlegen, wobei sie der Angemessenheit des kiinftigen Renteneinkommens des Arbeitneh-

mers Rechnung tragen.

Diese Richtlinie enthilt keine Bestimmungen iiber die Ubertragung unverfallbarer Renten-
anwartschaften; zur Forderung der Mobilitdt von Arbeitnehmern zwischen den Mitglied-
staaten sollten die Mitgliedstaaten jedoch bestrebt sein, im Rahmen des Mdglichen und insbe-
sondere bei Einfiihrung neuer Zusatzrentensysteme die Ubertragbarkeit unverfallbarer

Rentenanwartschaften zu verbessern.

Unbeschadet der Richtlinie 2003/41/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom

3. Juni 2003 tiber die Tatigkeiten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der betriebli-
chen Altersversorgung’ sollten aktive Versorgungsanwirter und ausgeschiedene
Versorgungsanwirter, die das Recht auf Freiziligigkeit wahrnehmen oder wahrnehmen wollen,
auf Verlangen angemessen iiber ihre Zusatzrentenanspriiche aufgeklart werden. Umfassen
Rentensysteme auch Leistungen der Hinterbliebenenversorgung, so sollten begiinstigte
Hinterbliebene {iber dasselbe Recht auf Auskunft verfiigen wie ausgeschiedene
Versorgungsanwirter. Die Mitgliedstaaten sollten vorschreiben konnen, dass diese Auskiinfte

nicht hdufiger als einmal pro Jahr erteilt werden miissen.

In Anbetracht der Vielfalt der Zusatzrentensysteme sollte die Union sich darauf beschréinken,
innerhalb eines allgemeinen Rahmens Ziele vorzugeben. Eine Richtlinie ist daher das

angemessene Rechtsinstrument.

ABI. L 235 vom 23.9.2003, S. 10.
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(28)

(29)

(30)

Da das Ziel dieser Richtlinie, ndmlich die Erleichterung der Wahrnehmung des Rechts der Arbeit-
nehmer auf Freiziigigkeit zwischen den Mitgliedstaaten, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht aus-
reichend verwirklicht werden kann, sondern vielmehr wegen der Tragweite der Ma3nahme besser
auf Unionsebene zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Ver-
trags iiber die Europdische Union niedergelegten Subsidiarititsprinzip tdtig werden. Entsprechend
dem in demselben Artikel genannten VerhdltnismaBigkeitsgrundsatz geht diese Richtlinie nicht

iber das fiir die Erreichung dieses Ziels erforderliche Mal} hinaus.

Diese Richtlinie legt Mindestanforderungen fest. Dies ldsst den Mitgliedstaaten die Freiheit,
vorteilhaftere Bestimmungen zu erlassen oder beizubehalten. Die Umsetzung dieser Richtlinie
kann keinen Riickschritt gegeniiber der in einem Mitgliedstaat bestehenden Situation recht-

fertigen.

Die Kommission sollte spétestens sechs Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie einen

Bericht tiber deren Anwendung erstellen.

Im Einklang mit den einzelstaatlichen Bestimmungen zur Verwaltung der Zusatzrenten-
systeme konnen die Mitgliedstaaten die Sozialpartner auf deren gemeinsames Verlangen mit
der Durchfiihrung der in den Anwendungsbereich von Tarifvertrdgen fallenden Bestimmun-
gen der Richtlinie betrauen, vorausgesetzt, die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen
MalBnahmen, um zu garantieren, dass die Verwirklichung der mit der Richtlinie angestrebten

Ziele zu jedem Zeitpunkt gewéhrleistet ist —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Gegenstand

Ziel dieser Richtlinie ist es, den Arbeitnehmern die Wahrnehmung des Rechts auf Freiziigigkeit

zwischen den Mitgliedstaaten dadurch zu erleichtern, dass die Hindernisse, die durch einige Vor-

schriften fiir die an ein Beschéftigungsverhéltnis gekoppelten Zusatzrentensysteme entstanden sind,

abgebaut werden.
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(1)

)

3)

“4)

)

Artikel 2
Anwendungsbereich

Diese Richtlinie gilt fiir Zusatzrentensysteme mit Ausnahme der unter die Verordnung (EG)

Nr. 883/2004 fallenden Systeme.

Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf:

a)  Zusatzrentensysteme, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie keine neuen

aktiven Versorgungsanwirter mehr aufnehmen und ihnen verschlossen bleiben;

b)  Zusatzrentensysteme, die MaBlnahmen unterliegen, die das Tatigwerden einer nach
einzelstaatlichem Recht eingesetzten Behorde oder eines Gerichts mit dem Ziel, ihre
finanzielle Lage zu sichern oder wiederherzustellen, beinhalten, einschlie8lich Liquida-

tionsverfahren. Dieser Ausschluss gilt nur, solange die Malnahmen andauern;

c¢) Insolvenzschutzsysteme, Ausgleichssysteme und nationale Pensionsreservefonds;

d) einmalige Zahlungen, die am Ende des Beschiftigungsverhéltnisses von Arbeitgebern
an Arbeitnehmer geleistet werden und nicht mit der Altersversorgung in Zusammen-

hang stehen.

Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf Leistungen der Invaliditéts- und Hinterbliebe-
nenversorgung im Rahmen von Zusatzrentensystemen, mit Ausnahme der Sonderregelungen

nach den Artikeln 5 und 6 in Bezug auf Leistungen der Hinterbliebenenversorgung.

Diese Richtlinie gilt nur fiir Beschaftigungszeiten, die in den Zeitraum nach ithrer Umsetzung

gemil Artikel 8 fallen.

Diese Richtlinie gilt nicht fiir den Erwerb und die Wahrung von Zusatzrentenanspriichen der

Arbeitnehmer, die innerhalb eines einzigen Mitgliedstaats zu- und abwandern.
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Artikel 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:

a)

b)

d)

g)

"Zusatzrente" eine nach den Bestimmungen eines nach einzelstaatlichen Rechtsvorschriften

und Gepflogenheiten eingerichteten Zusatzrentensystems vorgesehene Altersversorgung;

"Zusatzrentensystem" ein nach einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten
eingerichtetes, an ein Beschiftigungsverhéltnis gekoppeltes betriebliches Rentensystem fiir

die Altersversorgung, das Zusatzrenten fiir Arbeitnehmer bieten soll;

"aktive Versorgungsanwérter " Arbeitnehmer, die aufgrund ihres derzeitigen Beschéaftigungs-
verhiltnisses nach den Bestimmungen eines Zusatzrentensystems Anspruch auf eine Zusatz-
rentenleistung haben oder nach Erflillung der Anwartschaftsbedingungen voraussichtlich

haben werden;

"unverfallbare Rentenanwartschaften" alle Zusatzrentenanspriiche, die nach Erfiillung
etwaiger Anwartschaftsbedingungen geméf den Regeln eines Zusatzrentensystems und

gegebenenfalls nach einzelstaatlichem Recht erworben wurden;

"Unverfallbarkeitsfrist" den Zeitraum der aktiven Zugehorigkeit zu einem System, der entwe-
der nach einzelstaatlichem Recht oder nach den Regeln eines Zusatzrentensystems erforder-

lich ist, um erworbene Zusatzrentenanspriiche zu begriinden;

"Wartezeit" den Zeitraum der Beschéftigung, der nach einzelstaatlichem Recht oder nach den
Regeln eines Zusatzrentensystems oder nach den vom Arbeitgeber getroffenen Festlegungen

erfiillt sein muss, bevor ein Arbeitnehmer Anspruch auf Zugehorigkeit zu einem System hat;

"ausscheidender Arbeitnehmer" einen aktiven Versorgungsanwirter, dessen derzeitiges
Beschiftigungsverhiltnis aus anderen Griinden als dem Erwerb einer Anwartschaft auf eine

Zusatzrente endet und der zwischen Mitgliedstaaten zu- und abwandert;
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h)  "ausgeschiedener Versorgungsanwirter" einen ehemaligen aktiven Versorgungsanwirter, der
unverfallbare Rentenanwartschaften in einem Zusatzrentensystem besitzt und noch keine

Zusatzrente aus diesem System erhilt;

1) "ruhende Rentenanwartschaften" unverfallbare Rentenanwartschaften, die in dem System, in
dem sie von einem ausgeschiedenen Versorgungsanwirter erworben wurden, aufrechterhalten

werden;

1) "Wert der ruhenden Anwartschaften" den Kapitalwert der Anwartschaften, der im Einklang

mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten berechnet wird.

Artikel 4

Bedingungen fiir den Anspruchserwerb

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maflnahmen, um Folgendes sicherzustellen:

a)  Gilt eine Unverfallbarkeitsfrist und/oder eine Wartezeit, so liberschreitet deren Gesamtdauer

fur ausscheidende Arbeitnehmer unter keinen Umstidnden drei Jahre.

b)  Wird fiir den Erwerb unverfallbarer Rentenanwartschaften ein Mindestalter vorgeschrieben,

so betrdgt dieses Alter fiir ausscheidende Arbeitnehmer hochstens 21 Jahre.

c)  Hat ein ausscheidender Arbeitnehmer zum Zeitpunkt der Beendigung seines Beschéftigungs-
verhéltnisses noch keine unverfallbaren Rentenanwartschaften erworben, so erstattet das
Zusatzrentensystem die Beitrdge, die vom ausscheidenden Arbeitnehmer oder an seiner Stelle
gemal den nationalen Rechtsvorschriften oder Kollektivvertrigen eingezahlt wurden, und,
falls der ausscheidende Arbeitnehmer das Anlagerisiko tragt, entweder die Summe der

geleisteten Beitrdge oder den aus diesen Beitrdgen erwachsenden Anlagewert.

d)  Die Mitgliedstaaten konnen den Sozialpartnern die Moglichkeit einrdumen, abweichende
Regelungen in Tarifvertrage aufzunehmen, sofern diese Regelungen keinen weniger giinsti-

gen Schutz bieten und keine Hemmnisse fiir die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer bewirken.
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Artikel 5

Wahrung unverfallbarer und ruhender Rentenanwartschaften

(1) Vorbehaltlich der Absitze 3 und 4 treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Mafinahmen,

um sicherzustellen, dass ausscheidende Arbeitnehmer ihre unverfallbaren Rentenanwart-

schaften in dem Zusatzrentensystem, in dem sie erworben wurden, belassen konnen. Bei der

Berechnung des urspriinglichen Wertes dieser Anwartschaften im Sinne von Absatz 2 wird

der Zeitpunkt zugrunde gelegt, zu dem das derzeitige Beschéftigungsverhéltnis des ausschei-

denden Arbeitnehmers endet.

(2) Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen Maflnahmen, um unter Beriicksichtigung der Art
der Regelung oder der Gepflogenheiten des jeweiligen Rentensystems sicherzustellen, dass
die Behandlung der ruhenden Rentenanwartschaften ausscheidender Arbeitnehmer und ihrer
Hinterbliebenen oder des Wertes solcher Anwartschaften der Behandlung des Wertes der
Anspriiche aktiver Versorgungsanwirter oder der Entwicklung der derzeit ausgezahlten
Renten entspricht; in Frage kommen auch andere Mittel, die als faire Behandlung betrachtet
werden, wie etwa folgende Maflnahmen:

a)  Wenn die Rentenanwartschaften im Zusatzrentensystem als nominale Anrechte erwor-
ben werden, wird der Nominalwert der ruhenden Rentenanwartschaften gesichert, oder

b)  wenn sich der Wert der erworbenen Rentenanwartschaften im Laufe der Zeit dndert,
erfolgt eine Anpassung des Wertes der ruhenden Rentenanwartschaften durch
1. eine in das Rentensystem integrierte Verzinsung oder
ii.  eine vom Zusatzversicherungstrager erzielte Kapitalrendite, oder

c¢)  wenn der Wert der erworbenen Rentenanwartschaften beispielsweise entsprechend der
Inflationsrate oder des Lohnniveaus angepasst wird, erfolgt eine entsprechende Anpas-
sung des Wertes der ruhenden Rentenanwartschaften nach MalB3gabe einer angemesse-
nen Hochstgrenze, die in den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften festgesetzt oder von
den Sozialpartnern vereinbart wird.
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3)

“4)

(1

Die Mitgliedstaaten konnen den Zusatzrentensystemen die Moglichkeit einrdumen, unverfall-
bare Rentenanwartschaften eines ausscheidenden Arbeitnehmers nicht zu erhalten, sondern
diese mit der in Kenntnis der Sachlage erteilten Einwilligung des Arbeitnehmers — auch in
Bezug auf die zu erhebenden Steuern — in Hohe ihres Kapitalwertes an den ausscheidenden
Arbeitnehmer auszuzahlen, soweit der Wert den vom betreffenden Mitgliedstaat festgelegten
Schwellenwert nicht iiberschreitet. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den angewen-

deten Schwellenwert mit.

Die Mitgliedstaaten konnen den Sozialpartnern die Mdéglichkeit einrdumen, abweichende
Regelungen in Tarifvertrdge aufzunehmen, sofern diese Regelungen keinen weniger giinsti-

gen Schutz bieten und keine Hemmnisse fiir die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer bewirken.

Artikel 6
Auskiinfte

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass aktive Versorgungsanwirter auf Verlangen Auskiinfte
iiber die Folgen einer Beendigung des Beschiftigungsverhiltnisses flir ihre Zusatzrenten-

anspriiche erhalten konnen.

Diese Auskiinfte betreffen insbesondere Folgendes:

a)  die Bedingungen fiir den Erwerb von Zusatzrentenanwartschaften und die Folgen der

Anwendung dieser Bedingungen bei Beendigung des Beschéftigungsverhéltnisses;

b)  den Wert ihrer unverfallbaren Anwartschaften oder eine hochstens 12 Monate vor dem
Zeitpunkt ihres Ersuchens durchgefiihrte Schatzung der unverfallbaren Rentenanwart-

schaften und

c) die Bedingungen fiir die kiinftige Behandlung ruhender Rentenanwartschaften.

Sofern das System die Moglichkeit des frithzeitigen Zugriffs auf unverfallbare Rentenanwart-
schaften in Form von Kapitalauszahlungen vorsieht, sollten die erteilten Auskiinfte auch eine
schriftliche Erkldrung enthalten, wonach der Anwirter in Betracht ziehen sollte, sich bei der

Anlage dieses Kapitals zum Zwecke der Altersversorgung beraten zu lassen.
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2

3)

4)

(M

2

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ausgeschiedene Versorgungsanwirter auf Verlangen

Auskiinfte iiber Folgendes erhalten:

a)  den Wert ihrer ruhenden Anwartschaften oder eine hochstens 12 Monate vor dem Zeit-

punkt ihres Ersuchens durchgefiihrte Schitzung der ruhenden Rentenanwartschaften

b)  die Bedingungen fiir die Behandlung ruhender Rentenanwartschaften.

Im Falle von Leistungen der Hinterbliebenenversorgung im Rahmen von Zusatzrentensyste-
men gilt dies auch fiir begiinstigte Hinterbliebene in Bezug auf die Zahlung von Leistungen

an Hinterbliebene.

Die Auskiinfte sind schriftlich in verstdndlicher Form und in angemessener Frist zu erteilen.
Die Mitgliedstaaten konnen vorschreiben, dass sie nicht hdufiger als einmal pro Jahr erteilt

werden miissen.

Die Verpflichtungen geméf diesem Artikel gelten unbeschadet und zusétzlich zu der
Auskunftspflicht der Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung geméf Artikel 11 der
Richtlinie 2003/41/EG

Artikel 7
Mindestvorschriften — Riickschrittsklausel

In Bezug auf den Erwerb von Zusatzrentenanwartschaften von Arbeitnehmern, auf die
Wahrung von Zusatzrentenanspriichen ausscheidender Arbeitnehmer sowie auf das Recht
aktiver und ausgeschiedener Versorgungsanwirter auf die Erteilung von Auskiinften kénnen
die Mitgliedstaaten Bestimmungen erlassen oder beibehalten, die vorteilhafter sind als die in

dieser Richtlinie vorgesehenen Bestimmungen.

Die Umsetzung dieser Richtlinie darf in keinem Fall zum Anlass genommen werden, die in
den Mitgliedstaaten bestehenden Rechte auf Erwerb und Erhaltung von Zusatzrenten und das
Recht von Versorgungsanwirtern und Leistungsempfiangern auf die Erteilung von Auskiinften

einzuschrinken.
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Artikel 8
Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen spétestens vier Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie die
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen,
oder sie sorgen dafiir, dass die Sozialpartner die notwendigen Bestimmungen bis zu diesem
Zeitpunkt durch Vereinbarung einfiihren. Die Mitgliedstaaten miissen die erforderlichen
MaBnahmen treffen, um gewihrleisten zu kdnnen, dass die durch diese Richtlinie vor-
geschriebenen Ergebnisse erzielt werden. Sie setzen die Kommission unverziiglich davon in

Kenntnis.

(2) Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1 erlassen, nehmen sie in den Vorschrif-
ten selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie

Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

Artikel 9

Berichterstattung

(1) Die Mitgliedstaaten libermitteln der Kommission spétestens fiinf Jahre nach dem Inkrafttreten

dieser Richtlinie sdmtliche verfiigbaren Informationen iiber ihre Anwendung.

(2) Sechs Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie erstellt die Kommission einen Bericht
iiber ihre Anwendung, der dem Europiischen Parlament, dem Rat und dem Europédischen

Wirtschafts- und Sozialausschuss vorzulegen ist.

17221/13 ADD 1 aith/DK/cat 16
DG B 4A DE



Artikel 10
Inkrafitreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.

Artikel 11
Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brissel am

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prdsident Der Prdsident

17221/13 ADD 1 aih/DK/cat 17
DG B 4A DE



	ADDENDUM ZUM I/A-PUNKT-VERMERK
	Die Delegationen erhalten anbei den Kompromisstext.
	Geänderter Vorschlag für eine RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES über Mindestvorschriften zur Erhöhung der Mobilität von Arbeitnehmern zwischen den Mitgliedstaaten durch Verbesserung der Begründung und Wahrung von Zusatzrentenansprüchen
	DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION –
	auf Vorschlag der Europäischen Kommission0F ,
	nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
	nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1F ,
	gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,
	HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
	Artikel 1
	Artikel 2
	Artikel 3
	Artikel 4
	Artikel 5
	Artikel 6
	Artikel 7
	Artikel 9
	Artikel 10
	Artikel 11
	Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

